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Ein neues Jahr: Was bringt uns das 
Jahr 2024? Was kommt auf  uns zu? 
Das sind Fragen, die sich viele von uns 
immer wieder stellen. Bekommen wir 
eine Antwort? Können wir das kontrol­

lieren? Nein, alles was wir können, ist 
im Moment leben und im Moment das 
steuern, was eben im Moment zu steu­
ern ist. Sich für uns selbst und unsere 
Mitmenschen einsetzen, vertrauen, 
aber auch wissen, dass es kommt, wie 

es kommen muss. In diesem Sinne 
wünsche ich ihnen allen ein wunder­
bares Jahr mit vielen Momenten im 
Jetzt. 

Auch die Pause zwischen den Jahren in 
der Politik ist wieder vorüber. Am kom­
menden Montag und Dienstag, also am 
29./30. Januar 2024, ist die erste Session 
im neuen Jahr. Aber erst ist die Frak­
tionssitzung der Mitte-Fraktion des 
Kantons Luzern am 24 Januar 2024. 
In dieser Sitzung werden die Geschäfte 
vorbesprochen und diskutiert. Ein gros­
ses Geschäft aus Sicht der GASK (Kom­
mission Gesundheit, Arbeit und soziale 
Sicherheit) ist sicher die erste Beratung 
der Ausbildungsoffensive in der Pflege 
HF/FH; Entwurf  Einführungsgesetz 
zum Bundesgesetz über die Förderung 
der Ausbildung. Die Pflegeinitiative ist 
eine gute Sache. Wir dürfen aber nicht 
vergessen: Das ist eine Investition in 
die Zukunft. Wir müssen aber dringend 
auch im Jetzt etwas tun, sodass wir es 

überhaupt in die Zukunft schaffen. Wir 
müssen gute Arbeitsbedingungen schaf­
fen, wir müssen zu den Menschen, die 
wir in der Pflege und im Gesundheits­
wesen noch haben, gut schauen. Wir als 
Kanton und als Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber müssen jetzt etwas tun und 
uns nicht hinter der Pflegeinitiative 
verstecken. Es braucht von beiden Sei­
ten ein Aufeienanderzugehen von den 
Arbeitgebenden und von den Arbeitneh­
menden. Es bringt überhaupt nichts, 
wenn neue Gesetze oder Vorschriften 
entstehen. Das Einzige, was dadurch 
ausgelöst wird, ist der Versuch, diese 
wieder zu umgehen. Lasst uns zusam­
men einen guten Weg gehen für einen 
wunderbaren Beruf, den wir immer 
brauchen werden. 

Danke an die Menschen in diesen Be­
rufen: «Ohne euch ginge nichts. Ihr 
seid unsagbar wichtig für diese Gesell­
schaft. Danke. Danke für jede liebevolle 
Geste, für jede Extra-Minute, für jedes 

beherzte Eingreifen, für euer Wissen, 
für eure kräftezehrende, grossartige 
Arbeit und Professionalität.»

Auch die Steuern geben wieder zu reden. 
Sollen wir oder sollen wir nicht, das ist 
jetzt die Frage. Selbst der Finanzminis­
ter des französischen Königs Ludwig 
XIV., Jean Baptiste Colbert (1619-1683), 
wusste: «Steuern erheben ist die Kunst, 
die Gans so zu rupfen, dass man mög­
lichst viele Federn mit möglichst wenig 
Gezische bekommt.» Darin liegt weiter­
gedacht schon der Ansatz zum Prinzip 
der Besteuerung nach Leistungsfähig­
keit, auch wenn es dem französischen 
Finanzminister damals wohl eher 
darum ging, Steuern ohne grossen Wi­
derstand einzutreiben. Seit jeher haben 
Steuern Einfluss auf  den Gang der Ge­
schichte. Auch das Schweizer Steuer­
system ist ein historisch gewachsenes 
Gebilde, das sich immer wieder an die 
gesellschaftlichen Erfordernisse ange­
passt hat und dabei zunehmend har­

monisiert und zentralisiert wurde. Wir 
werden sehen. 

Im Grossen und Ganzen haben wir aber 
mit 37 Traktanden eine überschauba­
re Traktandenliste. Im Verlaufe der 
Session ist auch noch die Wahl einer 
Richterin oder eines Richters am Kan­
tonsgericht Luzern für den Rest der 
Amtsdauer 2021–2025 (Nachfolge Kurt 
Weingand, SP) und Wahl einer Staats­
anwältin oder eines Staatsanwalts für 
die Amtsdauer 2023–2026 (Nachfolge 
Stefan Ruesch, Die Mitte). Bei Wahlen 
werden immer die Liveübertragung 
abgeschaltet und die Türen geschlos­
sen, jeder muss auf  seinem Platz sitzen, 
wenn die Wahlzettel verteilt werden 
und bis zum Einsammeln sitzen blei­
ben. Dieser Prozess hat etwas Nostal­
gisches. Ich wünsche uns im Rat aber 
eine Session, die nicht durch Nostalgie 
geprägt ist, sondern durch Entscheide 
im Jetzt und das im Sinne des Ganzen 
und der Sache. 

Im Moment leben

Stephan Schärli 
Mitte, Menzberg
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Schweiz, EU, NATO und Krieg
Natürlich habe ich kleiner Bürger kei-
nen echten Überblick. Aber eine Mei-
nung! Haben Politiker wirklich den 
Überblick, oder doch auch nur eine 
Meinung? Die Schweiz hat eine ande-
re Mentalität, daher auch eine andere 
Geschichte als alle EU-Mitgliedstaa-
ten. Sind Bündnisse wirklich besser 
oder doch nur für den Notfall gut? Die 
Schweiz ist bezüglich ihres Wohlstan-
des und Sicherheit weit vorne in der 
Weltrangliste. Auch in vielen weiteren 
Kategorien ist sie unter den ersten 10 
Plätzen positioniert! Unsere Welt ist 
schon länger und immer mehr globali-
siert. Die Schweiz bewegt sich offenbar 

sehr gesund und dynamisch darin. Sie 
braucht also keine EU. Und ja, wäre die 
NATO im Notfall auch unsere Rettung? 
Sind nicht auch da unsere Mentalität 
und Haltung die bessere «Verteidi-
gung», als dies je eine Armee vermag? 
Ich wünsche sehr, dass ein internatio-
nal verurteilter Kriegs-Aggressor auch 
seines Amtes enthoben wird! Dies wür-
de bald weltweit eine gute Wirkung zei-
gen und weitere mögliche Aggressoren 
zurückhalten. Doch jetzt scheinen viele 
mehr ihre Machtgelüste ausleben zu 
wollen, wie in einem Domino.

Franz Vogel, Grosswangen

Wachstum: Was heisst Lebensqualität?
Seit Jahren sucht unser Gemeinderat 
das Wohl der Gemeinde im Wachstum. 
Es soll unsere Finanzprobleme durch 
mehr Steuereinnahmen lösen. Ich 
weiss nicht, wo sich unsere Lokalpoliti-
ker weiterbilden. Aber eines dürfte klar 
sein, diese Menschen haben weder von 
Wirtschaftswissenschaft noch von poli-
tischer Ökonomie je etwas gehört.

Damit Wachstum Sinn ergibt, muss 
erstens eine Wachstumsstrategie erar-
beitet werden. Anschliessend muss un-
weigerlich die Frage nach der Wachs-
tumsfinanzierung geklärt sein. Denn 
eines ist klar: Wachstum kostet immer 
Geld!

Es wäre schön, wenn die Gemein-
depolitiker als Grundlage die Frage 
«Wachstum oder Profitabilität?» klären 
würden.

Die momentan für den Raum Reiden 
und Wikon zur Diskussion stehende 

Raumplanungsänderung zielt einzig 
und allein darauf  ab, dass der Kanton 
Luzern das untere Wiggertal zum In-
dustrie- und Logistik-Hotspot machen 
will. Hierfür verpackt er einige Pla-
nungs- und Entscheidungsgrundlagen, 
welche die direkte Demokratie aushe-
beln und somit den Einfluss der betrof-
fenen Bevölkerung schwinden lassen.

Unsere Damen und Herren Gemein-
deräte und Kadermitarbeitende sind 
seit Jahren nicht in der Lage, unsere 
Standortattraktivität und -vorteile zu 
erkennen, geschweige zu vermarkten. 
Anstelle des Beizugs von kostspieli-
gen externen Beratern könnte man 
beispielsweise mit einem World-Café 
die Bevölkerung in den Gemeinde-Ent-
wicklungsprozess miteinbeziehen. Ich 
bin überzeugt, dass die Bürgerinnen 
und Bürger von Reiden einen Weg auf-
zeigen könnten, welcher den Fokus auf  

nicht das «Mehr» sondern auf  das «Bes-
ser» legen würden.

Dass Reiden verkehrstechnisch 
ideal gelegen ist (in gleicher Pendel-
distanz von Basel, Bern, Luzern und 
Zürich), ist ein starkes Argument auch 
für die Ansiedlung von Firmen (etwa 
Dienstleistern, Erwachsenenbildung, 
etc.), die hohe Wertschöpfung leisten, 
jedoch ohne die Nachteile schwerver-
kehrsintensiver Industrien. Für Pri-
vatpersonen, die in solchen Firmen gut 
bezahlte Jobs mit hohem Steuerertrag 
haben, wäre die günstige Verkehrsla-
ge ebenfalls attraktiv. Aber nur, wenn 
sie hier eine hohe Lebensqualität vor
finden. Dies passt freilich kaum zu ei-
nem Logistik-Drehkreuz. Man muss da-
für weitsichtig Grundvoraussetzungen 
schaffen. 

Bruno Aecherli, IG Reiden

Aus Verantwortung Nein
Selbstverständlich ist es reizvoll, Ja zu 
sagen, wenn jemand verspricht, jähr-
lich gegen 10 Prozent mehr AHV-Rente 
ohne weitere Folgen zu erhalten. Man 
könnte schon fast meinen, für diese 
zusätzliche Rente werde einfach mehr 
Geld gedruckt und das wars dann. Aber 
weit gefehlt: Wir wissen seit Jahrzehn-
ten, dass die Zukunft der AHV vor gros
sen Herausforderungen steht. Gleich-
zeitig dauern Reformen mittlerweile 
gegen 20 Jahre und mit dem Inkraft-
treten müsste schon wieder gehandelt 
werden. Die Ideenbörse zur Sanierung 
ist vielfältig, aber die Massnahmen sind 
einfach: Entweder weniger (oder viel-
mehr Stabilisierung) Ausgaben oder 

mehr Einnahmen bei der AHV. Mehr
einnahmen gehen insbesondere zulas-
ten der arbeitnehmenden Bevölkerung 
und damit auch der Jugend. Dieser Ju-
gend will ich ermöglichen, dass auch 
sie künftig eine AHV erhält. Deshalb: 
Lieber in den kommenden Jahrzehnten 
12 Mal eine AHV-Rente als nur wenige 
Jahre ein 13. Rente. Aus Lust würde ich 
Ja sagen zur 13. AHV-Rente. Aber aus 
staatspolitischer Verantwortung sage 
ich aber klar Nein zu dieser Mehraus-
gaben-Vorlage von jährlich über 4 Mil-
liarden Franken.

Rico De Bona, a. Kantonsrat,
a. Sozialvorsteher, 6015 Reussbühl

Thema «Beurteilung» bewegt
BILDUNG Schulleitende, 
Lehr- und Fachpersonen, 
Vertretungen von Wirtschaft 
und Gewerbe, abnehmende 
Schulen, Wissenschaft, Po-
litik und Partnerverbände 
trafen sich am vergangenen 
Samstag im Campus Sursee 
zur Zukunftskonferenz zum 
Thema «Beurteilung bewegt». 

Ziel der Konferenz war, die Meinungen 
und Bedürfnisse der vielen Akteure 
rund um die Luzerner Volksschule ein-
zuholen und damit Inputs für die Über-
prüfung des Beurteilungssystems zu 
erhalten.  

Bildungsdirektor Armin Hartmann 
eröffnete die von über hundert Per-
sonen besuchte Konferenz und stellte 
einen spannenden Tag zu einem emo-
tionalen und bewegenden Thema in 
Aussicht. Gleich zu Beginn hielt er fest: 
«Die Überprüfung der aktuellen Beur-
teilungspraxis erfolgt ergebnisoffen. 
Es gibt keine versteckte Agenda zum 
Abschaffen der Noten.» Ziel des Tages 
sei es, offen zu diskutieren und die Mei-
nungen aller Beteiligten abzuholen. 
«Entscheide werden keine gefällt», so 
der Bildungsdirektor weiter.

Wie stark das Thema bewegt, zeig-
te sich rasch. Die Diskussionen in den 
verschiedenen Gruppen wurden sehr 
engagiert geführt. In einem ersten 
Schritt tauschten sich die Teilnehmen-
den über die Stärken und Schwächen 
des aktuellen Beurteilungssystems mit 
Noten aus. Besonders geschätzt wird 
von den meisten die Einfachheit und 
der verständliche Code, der via Noten 

vermittelt werden kann. Als Schwäche 
gelten bei den Konferenzteilnehmen-
den hingegen die Scheinsicherheit der 
Noten und die nicht immer gegebene 
Nachvollziehbarkeit. Zudem würden 
Noten wenig über die tatsächlichen 
Kompetenzen der Schülerinnen und 
Schüler aussagen.

Danach schilderten Schülerinnen 
und Schüler, ein Lehrbetrieb und ein 
Wissenschaftler ihre Sicht und schliess-
lich formulierten die Konferenzteilneh-
menden mögliche Zukunftsvorstellun-
gen.

Als zentrale Ergebnisse werden die 
folgenden drei Punkte in die weitere 
Bearbeitung einfliessen: 

1. Der Wunsch nach Fokussierung 
auf  die Kompetenzen der Lernenden, 
beispielsweise anhand eines Rasters. 

2. Der intensivere Austausch mit den 
Akteuren an den Nahtstellen zur Volks-
schule (Betriebe, Gymnasien etc.), mit 
den Eltern und der breiten Öffentlich-
keit, damit eine gemeinsame Sprache 
gefunden und das Vertrauen in die 
Schule gestärkt wird.

3. Die Verhinderung von Wildwuchs 
und eine engere Begleitung bei alterna-
tiven Beurteilungsformen. 

Die Ergebnisse der Zukunftskon-
ferenz werden nun im Detail ausge-
wertet. Soweit sie dem Projektauftrag 
entsprechen, werden sie im Rahmen 
des Entwicklungsvorhabens «Schulen 
für alle» weiterbearbeitet. Über den 
weiteren Projektfortschritt wird regel-
mässig informiert. Finale Instanz für 
die Entscheidungen ist der Regierungs-
rat.� sk

Engagierte Workshop-Diskussionen an der Zukunftskonferenz.  Foto sk

Abstimmungsparolen der IHZ
SOZIALVERSICHERUNGEN Im Jahr 
2024 stimmt die Schweizer Bevölkerung 
über drei Vorlagen zu Sozialversiche-
rungsthemen ab. Der Vorstand der 
Industrie- und Handelskammer Zent-
ralschweiz (IHZ) hat für diese drei Vor-
lagen die Parolen gefasst. 

Die Initiative für eine 13. AHV-Ren-
te, über die am 3. März 2024 abgestimmt 
wird, verlangt eine zusätzliche 
Monatsrente für alle Rentenbezügerin-
nen und -bezüger, was einer Renten
erhöhung von 8.3 Prozent entspricht. 
Da die Finanzierung der AHV bereits 
heute in Schwierigkeiten ist, spricht 
sich der IHZ-Vorstand einstimmig 
gegen die Vorlage aus. Um die Mehr-
ausgaben finanzieren und die AHV 
stabilisieren zu können, müssten die 
Mehrwertsteuer sowie Lohnabgaben 
für die Bevölkerung drastisch steigen, 
schreibt die IHZ. Sie setzt sich für ein 

deutliches Nein in der Zentralschweiz 
ein.

Das Schweizer Stimmvolk hat am 
gleichen Abstimmungstag die Möglich-
keit, die AHV mit der Renteninitiative 
zu stabilisieren. Der IHZ spricht sich 
für die Initiative aus, die das Rentenein-
trittsalter bis 2032 auf  66 anheben und 
zudem an die Lebenserwartung knüp-
fen will.

Später im Jahr kommt eine wich-
tige Reform der zweiten Säule zur 
Abstimmung. Mit der BVG-Reform 
werden der Umwandlungssatz der 
wirtschaftlichen Realität ange-
passt und Personen in Teilzeit- und 
Niedriglohnarbeiten bessergestellt. 
Der IHZ-Vorstand beurteilt die Reform 
angesichts der demografischen und 
wirtschaftlichen Herausforderungen 
als dringend notwendig und empfiehlt 
deshalb ein Ja.� pd/WB
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